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Elektronische Übermittlung1

 

Die elektronische Übermittlung im Rahmen von Zivilprozessen2 

Mit dem Inkrafttreten der neuen eidgenössischen Prozessgesetze auf den 01. Januar 2010 wird neu die 

elektronische Übermittlung von Eingaben an Behörden im Zivil- und Strafverfahren möglich sein. Art. 130 der 
Schweizerischen Zivilprozessordnung sowie die gestützt darauf erlassene Verordnung über die 
elektronische Übermittlung im Rahmen von Zivil- und Strafprozessen sowie von Schuldbetreibungs- 
und Konkursverfahren vom 18. Juni 20103 

sehen vor, dass Eingaben an Gerichte und andere Behörden 

entweder in Papierform oder elektronisch eingereicht werden können. Im Verfahren vor dem Bundesgericht, 

sowie im Verwaltungsverfahren gelten andere – jedoch vergleichbare – Bestimmungen (siehe ReRBGer und 

VeÜ-VwV). s. auch:  www.mietrecht.ch/zpo_130.0.html 

Jegliche Mitteilungen zwischen Verfahrensbeteiligten und einem Gericht oder einer anderen Behörde 

können elektronisch übermittelt werden, soweit verfahrensrelevante Dokumente betroffen sind. Darunter fallen 

sowohl Anträge, Stellungnahmen, Beweisurkunden, Vorladungen und Verfügungen wie auch Urteile. Nicht 

möglich ist die elektronische Übermittlung einfacher Informationsanfragen oder einer Vereinbarungen eines 

Termins.  

Die elektronische Übermittlung wird über eine anerkannte sichere eMail-Zustellplattform ausgeführt, 

wobei das Eidgenössische Finanzdepartement die Plattformen vorgängig anerkennt und eine Liste auf ihrer 

Website veröffentlicht. Bis jetzt ist noch keine Plattform anerkannt worden, wobei davon auszugehen ist, dass 

bis Januar die Firma PrivaSphere
4
 sowie die auf dem identischen System basierende IncaMail der Post und 

ev. Totemo für den Kanton Bern eine provisorische Anerkennung erhalten werden. Auf einer dieser Plattformen 

muss demnach ein Benutzerkonto erstellt werden, um elektronische Eingaben von dort aus machen zu 

können.  

Damit eine Eingabe elektronisch übermittelt werden kann, muss man zusätzlich im Besitz einer 

anerkannten elektronischen Signatur (sog. SuisseID) sein, um die Eingaben elektronisch signieren zu können. 

Eine Liste der anerkannten Anbieter von Zertifizierungsdiensten findet man auf der Webseite der SuisseID 

sowie des SECO. Momentan bieten die Firma QuoVadis, die Post (SwissSign), die Swisscom und das 

Bundesamt für Telekommunikation eine entsprechende Software für eine anerkannte elektronische Signatur 

an. Es müssen sowohl die einzelnen Eingaben signiert werden, wie auch die gesamte Sendung, was es den 

Behörden ermöglicht, den Absender zu identifizieren und die Vollständigkeit und Echtheit der versandten 

Dokumente gewährleistet. Falls Privatpersonen verzichtet haben, ihr Zertifikat im Verzeichnis der 

Zertifizierungsanbieter für elektronische Signaturen eintragen zu lassen, müssen sie beim Versand jeweils ein 

Zertifikat beifügen.  

Die Zeit der Übermittlung eines Emails wird von der eMail-Zustellplattform festgehalten und dem 

Absender eine Quittung ausgestellt. Die Frist für die jeweilige Eingabe ist eingehalten, wenn spätestens am 

letzten Tag der Frist der Empfang bei der Zustelladresse der Behörde durch das betreffende Informatiksystem 

bestätigt worden ist.  

Für alle Eingaben wie auch Anhänge wird das Format PDF verlangt. Bis jetzt spielt es keine Rolle welche 

Version des PDF verwendet wird, ev. soll zu einem späteren Zeitpunkt das Format PDF/A obligatorisch sein. 

Sollte ein PDF-Dokument nicht lesbar oder nicht in nützlicher Form ausdruckbar sein, so kann die Behörde die 

Einreichung der betroffenen Dokumente in Papierform verlangen (oder eine kurze Frist für die Eingabe in 

lesbarem Format bzw. einer bestimmten Mindestauflösung festsetzen).  
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  Die Firma PrivaSphere spricht in ihren Medienmitteilungen davon, dass sie die einzige eidgenössisch anerkannte sichere eMail-

Zustellplattform ist. Dies ist aber nur im Bezug auf das Verwaltungsverfahren der Fall. Die PrivaSphere ist gestützt auf die 

Verordnung vom 17. Oktober 2007 über die elektronische Übermittlung im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens als sichere 

eMail-Zustellplattform anerkannt worden (wobei diese Verordnung per 01. Januar aufgehoben bzw. ersetzt wird mit einer neuen 

Verordnung über die elektr. Übermittlung im Verwaltungsverfahren). 



 

Die Eingaben müssen an die von den Behörden bezeichneten Eingabeadressen gesendet werden. Diese 

werden im Behördenverzeichnis auf www.admin.ch aufgeführt, wobei dieses Verzeichnis erst am 01. Januar 

aufgeschaltet wird. Fraglich ist, ob alle Behörden bzw. Gerichte bis dahin über solche Eingabeadressen 

verfügen werden. 

Die Behörden und Gerichte können Mitteilungen nur auf dem elektronischen Weg übermitteln, wenn die 

Verfahrensbeteiligten zugestimmt haben (entweder für das konkrete Verfahren oder generell für eine 

bestimmte Behörde). Diese Zustimmung muss ausdrücklich sein und zu Protokoll gegeben worden sein, eine 

Email ist jedoch ausreichend. Die Mitteilung einer Behörde gilt als zugestellt, wenn das Postfach geöffnet und 

die Mitteilung heruntergeladen wird. Die Bereitstellung der Mitteilung im elektronischen Postfach gilt als erster 

erfolgloser Zustellungsversuch, mit dem die 7-tägige Frist für die gesetzliche Zustellungsvermutung zu laufen 

beginnt.  

Auch die nachträgliche elektronische Zustellung von Verfügungen und Entscheiden ist möglich, jedoch 

ist hier zusätzlich eine Bescheinigung der Rechtskraft bzw. Vollstreckbarkeit auszustellen. Umgekehrt kann 

auch ein Papierausdruck einer elektronischen Eingabe gemacht werden, wobei in diesem Fall eine Bestätigung 

beizulegen ist, dass der Ausdruck den Inhalt der elektronischen Eingabe korrekt wiedergibt. Die 

Signaturprüfung erfolgt in diesem Fall durch den Validierungsservice des Bundesamts für Justiz (im Internet 

verfügbar). 

Wie stark ab dem 1. Januar die Möglichkeit genutzt wird, Eingaben im Rahmen von (Zivil-) Prozessen 

elektronisch zu übermitteln, wird die Zukunft weisen. Aller Wahrscheinlichkeit nach wird der Aufwand für 

Privatpersonen zu hoch sein, um den Weg der elektronischen Übermittlung zu wählen. Für alle anderen stellt 

die elektronische Übermittlung jedoch eine spannende Alternative zu den Eingaben in Papierform dar.  

1.1. Musterformulare 

1.1.1. Schlichtungsgesuch 

 

 



 

1.1.2. Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege 

 

 



 

 

  

 

 



 

1.1.3.  Klage im vereinfachten Verfahren 

 

  

 



 

1.1.4. Rechtsschutz in klaren Fällen 

 

  

 



 

1.1.5. Rechtsöffnungsbegeheren 

 

  

 


